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„Die Ausrichtung der Realität auf die Massen und der Massen auf sie ist ein Vor-
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I. Fragestellung und Methodik 
A. Fragestellung 
1. Einleitung 
Die Frage, ob und inwiefern die modernen Massenkommunikationsmedien das 
Rechtssystem beeinflussen, wird gerade auch von Juristen kontrovers diskutiert.1 In 
den Medien- und Politikwissenschaften hat sich scheinbar die Meinung durchgesetzt, 
dass die Massenmedien sowohl das Recht wie auch alle anderen sozialen Systeme 
prägen, wenn nicht gar lenken.2 Dass diese Beeinflussung aber reziprok sein könnte, 
also genuin systemeigene Kommunikationsereignisse des Rechts die Massenmedien 
in ihrer systemeigenen Codierung (Information/Nichtinformation)3 formen, wird 
nicht angenommen.4 Das Recht, das den Inputs aus dem System der Massenmedien 
ausgeliefert scheint, fällt so in eine „Opferrolle“.5 Die vorliegende Arbeit versucht 
die Frage zu beantworten, ob das Rechtssystem im untersuchten Fall des Vernehm-
lassungsverfahrens bzw. der vorhergehenden Regulierungsaktivitäten im themati-
schen Bereich der Zwangsheirat6 die Massenmedien durch eine strukturelle Koppe-
                                                 
1
  Vgl. unten, Fn. 3.  
2
  Besonders in der Kultivierungstheorie, welche die (elektronischen) Massenmedien bzw. das 
Fernsehen als pervasive Sozialisierungsinstanz ansieht, vgl. JÄCKEL, Medienwirkungen, 198 ff. 
Ebenso FASSLER, Makromedien, 377 ff. und, systemtheoretisch-relativierend, RHOMBERG, Me-
diendemokratie, 21 ff. Ebenso relativierend, SCHULZ, Rechtsetzung, 342 ff. (Mediale) Öffent-
lichkeit wird hier auch tout court zum Motor sozialen Wandels erklärt, dem sich alle anderen so-
zialen Systeme anzupassen haben, vgl. dazu IMHOF, Moderne, 185 ff. und ferner 
IMHOF/ETTINGER/BOLLER, Aussenwirtschaftspolitik, 17 ff., zur „zentralen Bedeutung“ massen-
medialer Öffentlichkeit in der Historiographie des Zweiten Weltkrieges. Zur massenmedialen 
Konstruktion ökonomisch relevanter Reputation im Wirtschaftssystem, vgl. EISENEGGER, Me-
diengesellschaft, 41 ff.  
3
  LUHMANN, Massenmedien, 36. Bzw. durch das Programm der Massenmedien, dass durch reflexi-
ve Verwertung des Codes entscheidet, ob etwas als „informativ“ i.S.d. Codierung behandelt wer-
den kann oder nicht. Ebenda, 37: So kann auch die Information, etwas sei keine Information, „in-
formativ“, also eine Information, sein. Dieses Phänomen wird hinten bei der Gatekeeping-
Funktion wieder zur Sprache kommen (vgl. Fn. 12).  
4
  Dem Recht in der Form der Gerichte wird höchstens die Rolle eines Souffleurs zugestanden, der 
mit der Produktion von Urteilen zu spektakulären (Kriminal-)Fällen Anstoss für Berichterstattung 
bietet, vgl. dazu SURETTE, Media, 3 ff. (für die TV-Berichterstattung zu [steigenden] Kriminali-
tätsraten); BORTNER, Media Images, 15 ff. (zur medialen Darstellung des Justizapparates); SA-
LAS, The Press, 91 ff. (zu Berichterstattungsmethoden von [Gerichts-]Journalisten); weiter ERIC-
SON/BARANEK/CHAN, Deviance, 95 ff. und 345 ff.; ERICSON/BARANEK/CHAN, Control, 34 ff. 
(ebenfalls zum Nachrichtenwert von Gerichtsfällen); GRABER, Crime News, 80 und 126, über das 
negative Bild des US-Gerichtssystems in der Bevölkerung und den Medien. 
5
  Vgl. statt vieler VOIGT, Recht, 13; ebenso BRAUN, Steuerungstheorie, 101 ff., wo Recht zum 
„Steuerungsgehilfen“ ideologischer Politik-Diskurse wird.  
6
  Vgl. hinten II.A.2.  
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lung mit einem Input versorgt und damit anschliessend innerhalb der öffentlichen 
Meinung zu spezifischer Kommunikation führt.  
2. Definitionen 
Die Massenmedien werden in der funktional-strukturellen Systemtheorie LUHMANNS 
über die sich autopoietisch vollziehende binäre Kommunikation (also Informati-
on/Nichtinformation) definiert. Dagegen erfolgt die Beschreibung der Merkmale der 
Massenkommunikation und damit der Massenmedien (die so zum Definitionsbegriff 
des technischen Verbreitungsprozesses über Funk, Fernsehen, Zeitungen, etc. wer-
den) beim Stimulus-Response-Modell durch die kommunikative Wirkung beim Pub-
likum: „Massenmedien nutzen technische Mittel zu Verbreitung von Kommunikation 
und erreichen damit in der Regel einen nicht präzise bestimmbaren Adressaten-
kreis.“7 Bei dieser Kommunikation fehlt insbesondere die „Face-to-Face“-
Beziehung, also die unmittelbar mögliche kommunikative Interaktion zwischen den 
Sendern und Empfängern (vgl. Abb. 1).  
  
 
Abb. 1: Merkmale der Massenkommunikation nach dem Stimulus-Response-Modell. 
Quelle: Jäckel, Medienwirkungen, 59 mit eigenen Ergänzungen. 
                                                 
7
  JÄCKEL, Medienwirkungen, 47.  
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So benennt Massenkommunikation in dieser Theorie den eigentlichen Kommunikati-
onsprozess, während die Massenmedien die entsprechenden Organisationen und Trä-
ger („Medien“) der Kommunikation sind.8 Diese Definition impliziert, dass „Infor-
mationspäckchen“ die Systemgrenze einzelner Systeme „durchqueren“ können, was 
der systemtheoretischen Definition von Kommunikation widerspricht: Kommunikati-
on wird da als kleinster Baustein der sozialen Systeme verstanden, als eigentliche 
basale Einheit; ein Sozialsystem entsteht, wenn sich Kommunikation aus Kommuni-
kation (autopoietisch) entwickelt.9  
Die Inputs des Mediensystems an andere soziale Systeme werden besonders durch 
die Agenda-Setting-Theorien beschrieben. „The mass media force attention to certain 
issues. They build up public images of political figures. They are constantly present-
ing objects suggesting what individuals in the mass should think about, know about, 
have feelings about.“10 Hier scheint eine gewisse kantische Überzeugung durch: Nur 
was öffentlich debattiert wird, kann vernünftig sein. Die Massenmedien übernehmen 
so die Steuerungs- bzw. Themensetzungsfunktion für alle anderen Teil-Systeme der 
Gesellschaft.11 Zeitungen, TV, etc. haben die kausale Selektions- und Interpretati-
onshoheit für die ganze Gesellschaft und fungieren so als „universelle“ Gatekeeping-
Akteure: Sie entscheiden, was Nachrichtenwert hat, sie regulieren die „Aufmerksam-
keit“, die einzelnen Themen zukommt und formen die (Medien-) Realität.12 




                                                 
8
  JÄCKEL, Medienwirkungen, 47. Für einen Überblick über aktuelle Theorien in der Mediensozio-
logie vgl. ferner BOYD-BARRETT, Media Research, 4 ff.; GITLIN, Media Sociology, 103 ff.  
9
  LUHMANN, Einführung, 78. So wird im Rechtssystem die Information über einen (möglichen) 
Rechtsverstoss mit einem anderen binären Code prozessiert (Recht/Unrecht) als in den Massen-
medien, wo der Code Information/Nichtinformation mit besonders komplexen Zusatzprogram-
mierungen versehen werden muss, damit eine reflexive Verarbeitung möglich ist; hier kann z.B. 
an die Programmierung „Unterhaltungswert“ gedacht werden, LUHMANN, Rechtssoziologie, 
268 ff.; LUHMANN, Massenmedien, 36 ff. und 96 ff.  
10
  MCCOMBS/SHAW, Agenda-Setting, 98.  
11
  EISENEGGER, Mediengesellschaft, 43 und 49 f.: Die von Kant ursprünglich auf eine politische 
Elite gemünzte Sicht wird durch die Weiterentwicklung dieser Theorie zu einem „arena-
theoretischen“ Modell von Öffentlichkeit etwas gemildert, indem anderen Systemakteuren zuge-
standen wird, neben den Massenmedien öffentlich relevante Kommunikation zu generieren (z.B. 
[politische] PR-Agenturen, Werbefirmen, etc.). 
12
  So spricht EISENEGGER richtigerweise von einer eigentlichen Mediengesellschaft, 58 ff. Was von 
den Massenmedien nicht zum „Issue“ eklärt wird, kann von der Politik und dem Recht in diesem 
Modell nicht als Teil der Realität erkannt werden: Agenda-Setting wird so zu einem eigentlichen 
kognitivem Prozess, der durch die Analyse von massenmedialen Erzeugnissen gemessen werden 
kann; vgl. dazu auch SELB, Agenda-Setting, 11 ff.  
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Abb. 2: Media Agenda und Policy Agenda (Pfeile repräsentieren Beeinflussungen). 
Quelle: Jäckel, Medienwirkungen, 167 mit eigenen Ergänzungen.  
Als Arbeitsmodell soll im Rahmen dieser Arbeit aber eine Agenda-Setting-
Konstruktion verwendet werden, die eine gegenseitige Permeabilität von politischen 
Instanzen und Massenmedien vorsieht (Abb. 3). So finden Gedanken Eingang zum 
Einfluss der Medien auf ihre eigene Agenda (Intermedia-Agenda-Setting) durch sog. 
„Meinungsführer-Medien“ und die Interaktion zwischen Politik und Newsprodukten, 
die annähernd symbiotische Züge beinhalten: Die Politiker sind auf die Massenme-
dien als Übermittler ihrer Botschaften angewiesen, umgekehrt müssen Journalisten 
für ihre Berichterstattung vertrauenswürdige und prestigeträchtige Quellen haben.13 
RÖSSLER stellt fest, dass die Medienbeobachtung so den Politikern häufig als Surro-
gat für die öffentliche Meinung, für die Öffentlichkeit an sich, dient: „[W]enn einem 
Thema durch die Medien eine hohe Priorität zugewiesen wird, gilt dies als Reflexion 
dessen, was auch die Menschen beschäftigt.“14  
                                                 
13
  Vgl. dazu RÖSSLER, Themenlandschaft der Zukunft, 151 ff.; ferner JÄCKEL, Medienwirkungen, 
181 ff. MCCOMBS/SHAW, Agenda-Setting, 99, nehmen dagegen an, dass die Massenmedien „al-
le“ politischen Kampagnen bestimmen, indem sie im Publikum die einzelnen Prioritäten setzen, 
an die sich Politiker anzupassen haben. 
14
  RÖSSLER, Themenlandschaft der Zukunft, 152. Vgl. dazu Abb. 3. 




Abb. 3: Thematisierungsprozesse zwischen Massenmedien und politischen Akteuren. 
Quelle: Rössler, Themenlandschaft der Zukunft, 153 mit eigenen Ergänzungen. 
Im luhmannschen Modell kann dieses Phänomen als strukturelle Koppelung zwi-
schen dem politischen und dem massenmedialen15 System beschrieben werden: „Die 
Politik profitiert von ‚Erwähnungen’ in den Medien und findet sich durch sie 
zugleich irritiert […]. Meldungen in den Medien erfordern zumeist eine Reaktion im 
politischen System, die im Regelfalle als Kommentierung in den Medien wiederer-
scheint.“16 Auffallend in diesem Zusammenhang ist auch, dass sowohl die System- 
als auch die wirkungsorientierte Theorie eines MCCOMBS/SHAW keine (strukturelle) 
Koppelung zwischen Recht und Massenmedien feststellen. „Weitere Themenbereiche 
[…] sind eher marginal betroffen – das Recht typisch (aber eben nur in Einzelfällen) 
irritiert durch eine Vorwegverurteilung in den Medien oder durch eine Art der Be-
richterstattung, die Konsequenzen hat, die im weiteren Verlauf der juristischen Mei-
nungsbildung unter dem Gesichtspunkt von „Folgenverantwortung“ kaum ignoriert 
                                                 
15
  Wobei hier die Massenmedien nicht als „Medien“ definiert werden, weil sie Informationen „me-
diatisieren“, also von Wissenden zu Unwissenden transportieren, sondern weil sie „[…] ein Hin-
tergrundwissen bereitstellen und jeweils fortschreiben, von dem man in der Kommunikation aus-
gehen kann. Die konstituierende Unterscheidung ist nicht Wissen/Nichtwissen, sondern Medium 
und Form.“ LUHMANN, Massenmedien, 121 f.  
16
  LUHMANN, Massenmedien, 124. 
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werden können.“17 Die Irritationen gehen hier nur von den Medien zum Recht. Sogar 
die Urteilsverkündung findet hier als News-Generator keine Erwähnung. Nur bei den 
italienischen Antikorruptions-Prozessen von „Mani Pulite“ sieht LUHMANN eine Be-
einflussung der Medien durch das Recht.18 Diese Arbeit untersucht nun, ob das Recht 
am vorliegenden konkreten Beispiel ebenfalls die Massenmedien konditioniert hat 
und, falls ja, ob die beobachteten Erscheinungen auf andere Sachverhalte generali-
siert werden können. 
B. Methodik 
Bei den Arbeitsinstrumenten der Rechtsoziologie handelt es sich definitionsgemäss 
um hybride Werkzeuge, die ihre Anlehnung an den Rechtswissenschaften, der Sozio-
logie und in der vorliegenden Untersuchung an der (Massen-) Kommunikationsfor-
schung finden.19 Bei der klassischen Kommunikationsforschung geht es um eine  
Analyse der Komponenten der Kommunikationsprozesse, die folgendermassen zu-
sammengefasst werden können: Wer sagt was in welchem Kanal zu wem mit wel-
chem Effekt?20 Die in den einzelnen Forschungsprojekten ausgewählten methodolo-
gischen Entscheidungen sehen sich in diesem Feld aber regelmässig mit 
verschiedenen Willkürvorwürfen konfrontiert.21 Deshalb erscheint es als nötig, in den 
folgenden Kapiteln I.B.1.-2. die verwendete Methodik genauer darzustellen. 
1. Untersuchungsgegenstand 
a. Untersuchungsobjekte 
Wie bereits erwähnt, ergibt sich die Auswahl des Untersuchungsobjektes aus der  
Agenda-Setting-Forschung und der Medienresonanzanalyse selbst: In einer individu-
ell-statischen Forschungsdesign-Anlage wird ein Medieninhalt gemäss der persönli-
chen Mediennutzung eines Rezipienten in Zusammenhang gebracht.22 Dazu wird ein 
                                                 
17
  LUHMANN, Massenmedien, 125. 
18
  LUHMANN, Massenmedien, 125, dortige Fussnote 8. 
19
  Vgl. dazu REHBINDER, der die Rechtssoziologie als eine „Bindestrich-Wissenschaft“ definiert, 
REHBINDER, Rechtsoziologie, 4. Zu den „Schwierigkeiten“ der Rechtsoziologie als Wissenschaft 
vgl. auch LUHMANN, Rechtsoziologie, 2 ff.  
20
  JÄCKEL, Medienwirkungen, 63.  
21
  JÄCKEL, Medienwirkungen, 199, am Beispiel der auch für Juristen kriminologisch relevanten 
Medien-Gewaltforschung. In die gleiche Richtung BROSIUS/KOSCHEL/HAAS, Kommunikations-
forschung, 39, über „naiven Empirismus“; ebenso REHBINDER, Rechtsoziologie, 57. Für „empiri-
sches Versagen“ von Medientheorien vgl. GITLIN, Media Sociology,114 f.  
22
  Vgl. statt vieler SELB, Agenda-Setting, 64 f. Wobei es sich dabei um (sehr begrenzte) empirische 
Erhebungen handeln muss, ansonsten mit der Komplexität nicht mehr umgegangen werden kann, 
vgl. REHBINDER, Rechtsoziologie, 57. 
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Sample an Zeitungstiteln ausgewählt (zu den Auswahlkriterien vgl. vorne I.B.1.b.). 
Dabei beschränkt sich die analytisch-hermeneutische Analyse auf die (quantitative 
und qualitative) Registrierung des Ereignisses „Zwangsheirat“ bzw. „gesetzliche 
Massnahmen gegen Zwangsheiraten“ und nicht auf die von den Medien selbst indu-
zierte Gewichtung i.S.v. Spaltenzentimetern oder Zeichenzählung.23 Diese Analyse 
kann quantitativ (wie viele Artikel zum Thema erscheinen in einer gegebenen Zeit-
spanne) und qualitativ (wie wird berichtet)24 erfolgen. Dabei soll untersucht werden, 
ob ein (chronologisch differierender) Zusammenhang zwischen Medienberichterstat-
tung, Regulierungsaktivitäten und Themenpriorität bei den interviewten Experten 
besteht.25 
Der einzelne (medial behandelte) Sachverhalt wird als ein Kommunikationsereignis 
definiert (i.c. das Makrothema „Zwangsheiraten“ oder das Subthema „gesetzliche 
Massnahmen gegen Zwangsheiraten“):26 „Dabei werden Kommunikationsereignisse 
als thematisch zentrierte Sinneinheiten unterschiedlichen Abstraktionsgrades […] in 
Form von Beitragsfolgen öffentlicher Kommunikation definiert, die fortlaufend an-
schlussfähige […] Kommunikation [produzieren].“27 Diese Kommunikationsereig-
nisse finden auf einer temporalen Achse statt. Dies erfordert, dass in einer zeitlichen 
Dimension eine Aggregatsebene gebildet werden muss: Es wird angenommen, dass 
die Betonung des Themas durch einen Experten auf die vorangegangene (und damit 
auf der Zeitachse verschobene) Betonung durch die Medien zurückgeführt werden 
kann (oder umgekehrt).28 
b. Auswahlkriterien 
Die Auswahl der einzelnen analysierten Zeitungen und der Experten ist nach einem 
„bewussten“29 Verfahren getätigt worden. In Anlehnung an in der Schweiz bereits 
getätigte Medienresonanzanalysen werden Zeitungen (andere Medien wurden nicht 
analysiert), und zwar nur sog. Leitmedien, berücksichtigt.30 Die Presse-Medien sind 
                                                 
23
  Vgl. für diese Methodologie der Kommunikationsereignisanalyse IMHOF/ETTINGER/BOLLER, 
Aussenwirtschaftspolitik, 21 f. 
24
  Vgl. zu einer qualitativen Medienresonanzanalyse zum Fall „Brent Spar“ SZYSZKA, Inszenierte 
Öffentlichkeit, 119 ff.  
25
  RÖSSLER, Themenlandschaft der Zukunft, 151. 
26
  EISENEGGER, Mediengesellschaft, 109.  
27
  EISENEGGER, Mediengesellschaft, 130.  
28
  SELB, Agenda-Setting, 69; EISENEGGER, Mediengesellschaft, 136 f., über die Methodik der Er-
fassung chronologischer Sukzession von Kommunikationsereignissen: Hier kann man von der 
Dynamik eines Kommunikationsereignisses sprechen. Vgl. für die Reziprozität auch Abb. 3. 
29
  Vgl. dazu BROSIUS/KOSCHEL/HAAS, Kommunikationsforschung, 84 f. (als Gegensatz zur Zu-
fallsauswahl).  
30
  Zur (nicht unumstrittenen) Definition vgl. EISENEGGER, Mediengesellschaft, 119; vgl. für die 
Konzentration durch die US-amerikanische Agenda-Setting-Forschung auf die New York Times: 
MCCOMBS, Setting the Agenda, viii und 11 f. Für Beispiele von „Qualitätsmedien“ aus Deutsch-
land vgl. BROSIUS/KOSCHEL/HAAS, Kommunikationsforschung, 84. 
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anhand des Deutschschweizer Untersuchungssamples des Forschungsbereiches Öf-
fentlichkeit und Gesellschaft FÖG der Universität Zürich gewählt worden: 
Blick/Sonntagsblick, Neue Züricher Zeitung/NZZ am Sonntag, Tages-Anzeiger (i.c. 
inkl. Samstagsbeilage „Das Magazin“);31 zusätzlich integriert sind die Gratiszeitung 
20 Minuten und die Regionalzeitung Aargauer Zeitung/Sonntag, um ein grösseres 
Bevölkerungsspektrum innerhalb der deutschsprechenden Schweiz abzudecken. Die 
vorliegende Arbeit unterscheidet aus Praktikabilitätsgründen nicht zwischen der Be-
handlung des Medienereignisses „Zwangsheirat“ bzw. der dazu laufenden Gesetzge-
bungsaktivität als Kommunikationssubjekt (z.B. abgedruckte Mediencommuniqués 
der Parteien) oder Kommunikationsobjekt (z.B. selbstrecherchierte Beiträge von 
Journalisten).32 
Für die anschliessend ebenfalls durchgeführten „Experteninterviews“ (vgl. vorne 
II.B.) wurden, desgleichen mit der Methode des bewussten Auswahlverfahrens, „ty-
pische“ Fälle gewählt.33 „Was nun ‚typisch’ an einem Merkmalsträger ist, liegt allein 
in der Vorkenntnis und den Hypothesen der Wissenschaftler. Solche Merkmale kön-
nen ein bestimmter Beruf […] sein.“34 I.c. wurden Politiker, Beamte und Journalisten 
befragt, die sich mit dem Thema Zwangsheirat im Generellen oder dem Vernehmlas-
sungsverfahren im Speziellen befasst haben.35 
2. Untersuchungsanordnung 
Die Vermischung und Integration von qualitativen und quantitativen Methoden wird 
besonders auch im sog. „Cultural Studies Approach“ bevorzugt: In möglichst wenig 
standardisierten Verfahren wird versucht, quantitative Messungen mit den individuel-
len Rezeptionsgeschichten von einzelnen Personen (Interviews) zu kombinieren.36 
Dieser Ansatz scheint gerade auch in der Agenda-Setting-Forschung lohnend zu sein: 
Die kontinuierliche Beobachtung und Messung der Medienberichterstattung und z.B. 
                                                 
31
  Vgl. dazu statt vieler UDRIS/LUCHT/IMHOF, Politikanalyse, 22; EISENEGGER, Mediengesellschaft, 
119 Fussnote 104. Für einen kurzen historischen Abriss über einen ähnlichen Mediensample vgl. 
IMHOF/ETTINGER/BOLLER, Aussenwirtschaftspolitik, 24 f. 
32
  Selbstverständlich stellt die Auswahl des Intersuchungssamples immer eine schwierige, kritisier-
bare Entscheidung dar: „One of the hardest tasks for content analysts is determing the sample ne-
cessary to conduct a study.“ WRENCH/THOMAS-MADDOX/RICHMOND/MCCROSKEY, Research 
Methods, 249. 
33
  BROSIUS/KOSCHEL/HAAS, Kommunikationsforschung, 83. 
34
  BROSIUS/KOSCHEL/HAAS, Kommunikationsforschung, 83. 
35
  Dabei wurde allen Teilnehmenden, nachdem von verschiedenen spontan dieser Wunsch geäussert 
wurde, die Anonymität zugesichert. Befragt wurden 15 Personen; für die Identifikation  
der Personen verwendete ich die Liste der Vernehmlassungsadressaten 
(http://www.admin.ch/ch/f/gg/pc/documents/1701/Adressatenlislte.pdf; besucht am 25.07.2009) 
der Vernehmlassung zum Bundesgesetz über Massnahmen gegen Zwangsheiraten i.S.V. Art. 4 
Abs. 2 VlG i.V.m. 10 Abs. 1 VlV.  
36
  JÄCKEL, Medienwirkungen, 85; JENSEN, Mass Communication Research, 38 ff. 
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der Meinungen ausgewählter Experten in einer chronologischen Abfolge wird so als 
„permanent stattfindendes natürliches Experiment“ gesehen, das für jedes beliebige 
Thema möglich ist.37 „Thus, combining a survey with qualitative interviewing – two 
distinct methods – can be categorised as using different paradigms to explore differ-
ent aspects of the same phenomenon, in sequence […]; with the methods being inde-
pendent but with each method having equal status.“38 
a. Regulierungsaktivitäten 
Hier muss vorgängig erklärt werden, wieso das Vernehmlassungsverfahren (als Teil 
der Rechtssetzung) überhaupt ins Rechtssystem verortet wird und nicht z.B. (allein) 
ins politische System. Beim Vernehmlassungsverfahren, das in der Schweiz durch 
das VlG und der dazugehörenden VlV geregelt wird, handelt es sich um eine Anhö-
rung über geplante Gesetzesänderungen zum Zweck der Integration verschiedener 
Akteure (Kantone, Parteien, Vereine, etc.) in die Meinungsbildung des Bundes (Art. 
3 Abs. 1 lit. b VIG). So soll gemäss Art. 2 VIG vor allem über die Akzeptanz und die 
Vollzugstauglichkeit eines Gesetzesvorhabens Aufschluss gegeben werden. Die 
Bundeskanzlei informiert u.a. auch die Medien über anstehenden Vernehmlassungs-
verfahren (Art. 5 Abs. 1 VlV). In der vorliegenden Arbeit wird aber nicht nur dieses 
Vernehmlassungsverfahren i.e.S. einer Betrachtung unterzogen, sondern alle Aktivi-
täten im Zusammenhang mit dem Rechtsetzungsverfahren, die schliesslich zur Eröff-
nung der Vernehmlassung zum Bundesgesetz über Massnahmen gegen Zwangsheira-
ten am 18.11.2008 führten.39  
Beim positiv gesetzten Recht (idealiter dem Endprodukt des Vernehmlassungsverfah-
rens) handelt es sich systemtheoretisch um die vom Rechtsstaat als dauernde struktu-
relle Koppelung zwischen Politik und Recht geschaffenen „Entscheidungen“, die im 
Recht die Codierung operationalisieren und damit ermöglichen.40 Im Moment, in dem 
Recht entsteht, findet bereits im Vernehmlassungsverfahren eine rechtliche Kommu-
                                                 
37
  JÄCKEL, Medienwirkungen, 178, am Beispiel des ersten Irak-Krieges.  
38
  FIELDING/FIELDING, Synergy and Synthesis, 558. 
39
  BBl 2008 8793, Frist abgelaufen am 15.02.2009. Vgl. dazu auch vorne II.A.2. Ferner MÜLLER, 
Rechtsetzungslehre, 9 ff.; 50 ff.  
40
  Also anhand deren und der Dogmatik entschieden wird, was Recht bzw. Unrecht ist; vgl. LUH-
MANN, Recht, 165 ff. Dass in einem anderen System entschieden wird, was vom Recht, jedenfalls 
in einem „modernen“ Rechtstaat, als Gesetz anerkannt wird, führt LUHMANN auf die funktionale 
Differenzierung gesellschaftlicher Teilsysteme zurück und die Notwendigkeit, auf die zeitliche 
Beschleunigung gesellschaftlichen Wandels reagieren zu können, LUHMANN, Rechtsoziologie, 
190 ff. Und weiter: „Der Übergang zu positivem Recht, das allein kraft Entscheidung gilt und 
durch Entscheidung [im politischen System] zu ändern ist, verändert abermals den Gesamtstil des 
Rechts, verändert die Sinnebene, auf der kongruente Generalisierung von Verhaltenserwartungen 
gesucht und gesichert wird. Die strukturell ermöglichte Komplexität […] des Rechts steigt ins 
Ungemessene, und in diesem immens erweiterten Möglichkeitshorizont wandelt das Recht bei al-
ler Konstanz einzelner Rechtsnormen und -begriffe seine Qualität als Recht.“, LUHMANN, 
Rechtssoziologie, 203. 
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nikation statt: Das Recht tendiert dazu, sich zu Lasten seiner Umwelt, also anderer 
sozialer Systeme, auszubreiten.41 „Ursache dieser Ausdehnung […] ist die Notwen-
digkeit permanenter Interventionen des politisch-administrativen Systems zur Auf-
rechterhaltung des ökonomischen und gesellschaftlichen Gleichgewichts, oder anders 
ausgedrückt: es geht um die Stabilisierung und letztlich um die Erhaltung des Sys-
tems.“42 Es erstaunt folglich nicht, wenn die klassische Rechtsetzungslehre im 
Grundsatz dazu tendiert, zumindest die technischen Aspekte der Rechtsetzung und 
damit des Rechtsetzungsverfahrens, den juristischen Wissenschaften zuzuordnen.43 
Bei LUHMANN findet das Rechtsetzungsverfahren dagegen im politischen System 
statt: Da es bei der Gesetzgebung um Rechtspositivierung geht, kommen hier andere 
Phänomene zum Zug, wie z.B. die Souveränität als symbolische Kommunikations-
einheit, welche der politischen Kommunikation eine intrasystemische Metageltung 
verleiht.44 Es handelt sich also um eine strukturelle Koppelung, die sehr starke Bin-
dungen zwischen den zwei Systemen (Recht und Politik) herstellt und deshalb selbst 
ein Hybrid ist, ein „Skript“: „Skripts sind Sonderleistungen des Systemgedächtnisses, 
die regulieren, was vergessen und was erinnert wird.“45 In diesem Zusammenhang ist 
auch zu erklären, dass das Recht die Kommunikation, die während des Vernehmlas-
sungsverfahrens in der Politik geschieht, auch beobachten kann und muss: „Jede Ent-
scheidung von Rechtsfragen […] muss sich selbst im Kontext anderer Entscheidun-
gen verorten. Dabei kann es sich um Gesetzgeber handeln, und dann kommt es auf 
deren Veränderungsintention an […].“46 Das Recht wird so durch die Politik „irri-
tiert“, aber gleichzeitig stabilisiert: Denn die eigene Legitimation erhält das Recht 
genau aus der Tatasche, dass es ständig geändert werden könnte.47 Starke strukturelle 
Koppelungen sind auch zwischen der Politik und den Massenmedien ausfindig zu 
machen, die sich dann in der Konstruktion der „öffentlichen Meinung“ niederschla-
gen.48  
Darum erscheint es in diesem Licht als wichtig, dass diese zumindest juristisch „affi-
nen“ Phänomene nicht nur der Analyse von juristischen „Laien“ überlassen werden, 
                                                 
41
  VOIGT, Recht, 143. 
42
  VOIGT, Recht, 143.  
43
  MÜLLER, Rechtsetzungslehre, 20 ff. (offenbar aus einer „funktionalistischen“ Perspektive heraus, 
9 ff.); VOIGT, Recht, 135 ff. (kritisch); VOIGT, Staatstheorie, 133 ff.; BRAUN, Steuerungstheorie, 
101. 
44
  LUHMANN, Legitimation, 151; CZERWICK, Systemtheorie, 155 ff. Zur Valenz des Souveränitäts-
begriffes in der strukturellen Koppelung zwischen Recht und Politik vgl. LUHMANN, Ausdiffe-
renzierung, 148 ff.; ferner CIRIGLIANO, Der Souverän, 311 ff. 
45
  LUHMANN, Politik, 155. Und weiter dort: „Ihre [d.h. der Skripts] Wirkung hängt nicht von ihrer 
Wahrheit ab, sondern nur davon, dass sie zu Entscheidungen führen.“ Das Vernehmlassungsver-
fahren ist Kommunikation über das (zukünftige, mögliche) Recht, das in den Bahnen der Politik 
stattfindet.  
46
  LUHMANN, Recht, 236.  
47
  LUHMANN, Recht, 533.  
48
  LUHMANN, Politik, 303 ff.  
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wie überzeugend von REHBINDER dargelegt wird, damit der Gefahr einer gewissen 
Verzerrung und Einseitigkeit der Forschungsergebnisse entgegengewirkt werden 
kann.49 
b. Medienresonanzanalyse und Interviews 
Eine monokausale Interdependenz zwischen Nachrichten und Meinungsbildung wird 
heute durch ein komplexes Bild gegenseitiger, zirkularer Beeinflussungen abgelöst: 
„Man spricht über das Fernsehen, und das Fernsehen spricht, worüber man spricht.“50 
Das bedeutet für den Aufbau dieses Aufsatzes, dass einerseits auf eine Medienreso-
nanzanalyse zurückgegriffen werden soll, andererseits Expertinnen und Experten zu 
Wort kommen, die in Interviews befragt werden. Bei der Medienresonanzanalyse 
wird, wie bereits oben erwähnt, ein einzelner Zeitungsartikel als Teil eines Kommu-
nikationsereignisses verstanden und operationalisiert.51 Die Medienresonanzanalyse 
ermöglicht so einen Input-Output-Vergleich zwischen Medienberichterstattung und 
einem (beliebigen) sozialen System.52 Bei den „Experteninterviews“ soll anhand von 
15 Befragungen untersucht werden, ob die Medienberichterstattung im Verlauf des 
Rechtsetzungsprozesses bzw. der rechtlichen Analyse des Vernehmlassungsverfah-
rens tatsächlich eingreift. Da aber auch eine entgegengesetzte Beeinflussung möglich 
ist, wurden in der Auswahl der Experten auch Journalisten eingefügt. So soll zumin-
dest teilweise eine häufig gerade auch in der Agenda-Setting-Forschung kritisierte 
„mechanistische“ Vorstellung von Ursache und Wirkung begegnet werden.53 Die Be-
fragung der Experten versteht sich hier komplementär zur Inhaltsanalyse der Medien-
erzeugnisse.54 
                                                 
49
  REHBINDER, Rechtsoziologie, 71. 
50
  JÄCKEL, Medienwirkungen, 181. MCCOMBS spricht (selbstkritisch?) von einem medien-
zentristischem Forschungsschwerpunkt, MCCOMBS, Setting the Agenda, xiii. Vgl. dazu ebenfalls 
Abb. 3. 
51
  WRENCH/THOMAS-MADDOX/RICHMOND/MCCROSKEY, Research Methods, 246. 
52
  RAUPP/VOGELGESANG, Medienresonanzanalyse, 11. 
53
  JÄCKEL, Medienwirkungen, 18.  
54
  BROSIUS/KOSCHEL/HAAS, Kommunikationsforschung, 149. 
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Die Medienereignisse wurden auf der Medien-Plattform „Swissdox.ch“ der Schwei-
zer Mediendatenbank AG recherchiert. Anhand einer natursprachlichen und einer 
operationellen standardisierten Recherche konnten im Mediensample Artikel gesucht 
und analysiert werden, die sich auf das Thema Zwangsheirat bezogen. Anschliessend 
wurden von diesen 600 Dokumenten alle Medienberichte ausgesondert, welche Kon-
zepte um Zwangsheirat als Wortspiel gebrauchten und tatsächlich andere Vorgänge 
umschrieben (z.B. im Zusammenhang mit Gemeindefusionen, Zusammenschlüssen 
von Wirtschaftsunternehmen, etc.). Dabei wurde in diesem Aufsatz aus Praktikabili-
tätsgründen darauf verzichtet, anhand von Parametern der Artikelgrösse zwischen 
Hauptaufmacher, Seitenaufmacher in der Innenseite der Zeitung bzw. nach Spalten 
oder Zeichenzahl systematisch zu unterscheiden.55  
b. Untersuchungszeitraum 
Ein methodologisches Problem im Untersuchungszeitraum, der von den Regulie-
rungsaktivitäten vorgegeben wird, ist der heterogene chronologische Medienbestand 
von Swissdox.ch, der für die hier verwendeten Medien gilt (vgl. Abb. 4).  
 
20 Minuten Ab Mai 2008 
Aargauer Zeitung (AZ) Ab November 1996 
Blick Ab Oktober 1993 
Magazin des Tages-Anzeigers (Magazin) Ab Januar 1996 
Weltwoche Ab Juni 1998 
Wochenzeitung (Woz) Ab August 1998 
Neue Zürcher Zeitung (NZZ) Ab Oktober 1998 
                                                 
55
  Vgl. dagegen SELB, Agenda-Setting, 98; zu der Codierungsmöglichkeit RAUPP/VOGELGESANG, 
Medienresonanzanalyse, 177 ff.  
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Neue Zürcher Zeitung am Sonntag (NZZaS) Ab März 2002 
Sonntag Aargauer Zeitung (Sonntag) Ab September 2007 
Sonntagszeitung Ab Juni 1996 
Tages-Anzeiger (TA) Ab Juli 1995 
Sonntags Blick (SoBli) Ab Oktober 1993 
Abb. 4: Bestand Mediendatenbank. 
Quelle: Swissdox.ch, mit eigenen Bearbeitungen. 
Bei der systematischen, monatlichen Darstellung wird deshalb mit dem Jahr 2001 
angefangen, es werden aber auch, wo der Bestand in der Vergangenheit reicht, ältere 
Artikel erwähnt. Tatsächlich gibt es vor dem Jahr 2000 sehr wenige Medienerwäh-
nungen des Phänomens „Zwangsheirat“ (vgl. Abb. 6).  
2. Zeitliche Darstellung Regulierungsaktivitäten 
Wie bereits in I.B.2.a. erwähnt, werden in der vorliegenden Arbeit nicht nur die am 
18.11.2008 eröffnete Vernehmlassung zum Bundesgesetz über Massnahmen gegen 
Zwangsheiraten, sondern alle Regulierungsaktivitäten von National-, Stände- und 
Bundesrat in diesem Legislationsbereich analysiert, sofern sie publiziert bzw. vorge-
funden wurden. 
 
Impulsgeber Regulierungsaktivitäten56 Fundstelle/Datum 
Nationalrat Boris Banga 
(SP) 
Anfrage Nr. 04.1181: Bekämpfung 
von Zwangsheiraten und besserer 
Schutz der Opfer von Zwangsheiraten 
17.12.2004 
Ständerätin Erika Forster 
(FDP) 
Ständerat, Beratung über das Auslän-
dergesetz, Antrag betr. Einfügung 
eines Tatbestandes der Zwangsheirat 
im Strafgesetzbuch 
Votum Forster Erika, Amtl. 
Bull. SR 2005, S. 319 
(17.03.2005) 
Nationalräte Boris Banga, Nationalrat, Beratung über das Aus- Votum Vermot-Mangold 
                                                 
56
  Alle Angaben zur Zitierweise, Fundstelle, etc. finden sich in dieser Abb. 5. Auf ein Materialver-
zeichnis im Anhang wurde deshalb verzichtet.  




ländergesetz, Antrag betr. Einfügung 
eines Tatbestandes der Zwangsheirat 
im Strafgesetzbuch 
Ruth-Gaby, Amtl. Bull. NR 
2005, S. 1254;57 Votum Ban-
ga Boris, Amt. Bull. NR 
2005, S. 1255 (28.09.2005) 
Staatspolitische Kommis-
sion des Nationalrates 
Postulat NR. 05.3477: Strafbarkeit 
von Zwangsheiraten und arrangierten 
Heiraten 
09.09.2005 
Bundesamt für Migration 
im Auftrag des Departe-
mentsvorstehers EJPD 
Bericht „Probleme der Integration von 
Ausländerinnen und Ausländern in der 
Schweiz“ 




Motion Nr. 06.3658: Massnahmen 
gegen Zwangsheiraten und arrangier-
ten Heiraten59 
07.12.2006 
FDP – Liberale Fraktion 
(Sprecher Nationalrat 
Philipp Müller) 
Motion Nr. 06.3650: Massnahmen 
gegen Zwangsheiraten und arrangier-
ten Heiraten60 
07.12.2006 
Nationalrat Reto Wehrli 
(CVP) 
Motion Nr. 06.657: Zwangsehe 07.12.2006 
Ständerat (Annahme der 
Motion) 
Motion Nr. 06.3658: Massnahmen 
gegen Zwangsheiraten und arrangier-
ten Heiraten 
Amtl. Bull. SR 2007, S. 285 
(21.03.2007) 
Bundesrat Bericht des Bundesrates: „Strafbarkeit 
von Zwangsheiraten und arrangierten 
Heiraten; Bericht des Bundesrates in 
Erfüllung des Postulats 05.3477 der 
November 2007, keine Publi-
kation im BBl.62 
                                                                                                                                                      
 
57
  „Zwangsheiraten sind neu zu einem Gesprächsthema geworden, gestützt durch Medienberichte 
über Tötungen von jungen Frauen hier bei uns, die sich weigerten, die von den Eltern arrangier-
ten oder erzwungenen Heiraten im Heimatland einzugehen […]. Wir sind zum Schluss gekom-
men, dass wir zuerst alles wissen müssen, um nicht – wie Stefan Trechsel […] in der NZZ zitiert 
wurde –, eine Gesetzesflut auszulösen, die unnötig ist’.“ Man beachte hier die direkte Beeinflus-
sung der parlamentarischen Debatte durch einen Medienbericht (wiederum durch die Wiedergabe 
juristischer Kommunikation eines Strafrechtsprofessors).  
58
  http://www.bfm.admin.ch/etc/medialib/data/migration/integration/berichte.Par.0001.File.tmp/ 
Integrationsbericht_d.pdf (besucht am 25.07.2009). 
59
  Diese Motion wird zum Entwurf der gesetzlichen Massnahmen im 2008 führen, vgl. vorne.  
60
  Im Wortlaut identisch mit der Motion Nr. 06.3658 von Ständerätin Heberlein.  
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Staatspolitischen Kommission des 
Nationalrates vom 9.9.2005“61 
Nationalrat (Annahme der 
modifizierten Motion) 
Motion Nr. 06.3658: Massnahmen 
gegen Zwangsheiraten und arrangier-
ten Heiraten 
Amt. Bull. NR 2008, S. 230 
(12.03.2008) 
Ständerat (Annahme der 
modifizierten Motion) 
Motion Nr. 06.3658: Massnahmen 
gegen Zwangsheiraten und arrangier-
ten Heiraten 
Amtl. Bull. SR 2008, S. 356 
(02.06.2008) 
Bundesrat Motion Heberlein – Bericht mit Vor-
entwurf vom November 2008 betref-
fend gesetzliche Massnahmen gegen 
Zwangsheiraten 
November 2008, keine Publi-
kation im BBl.63 
Bundesrat Vernehmlassung Bundesgesetz über 
Massnahmen gegen Zwangsheiraten  
(zeitgleich wie Bericht mit 
Vorentwurf) BBl. 2008 8793 
(18.11.2008; Frist abgelaufen 
am 15.02.2009) 
 
Abb. 5: Regulierungsaktivitäten zum Thema Zwangsheirat. 
Quelle: Eigene Darstellung. 
3. Zeitliche Darstellung Medienresonanz 
a. Vor dem Jahr 2000 
Vom Jahre 1993 bis und mit dem Jahre 2000 finden sich nur neun Ereignisse von 
Zwangsheiratsberichterstattung, vier davon in der Woz. 
                                                                                                                                                      
 
61
  Anlass für diesen Bericht sind die Anfrage Banga Nr. 04.1181; die Motion Wehrli Nr. 06.3657; 
das Votum von Ständerätin Forster während der Beratung zum Ausländergesetz (Amtl. Bull. SR 
2005, S. 319); und schliesslich die Motion Heberlein Nr. 06.3658; vgl. Bericht des Bundesrates, 
7 ff. 
62
  http://www.bj.admin.ch/etc/medialib/data/gesellschaft/gesetzgebung/zwangsheirat.Par.0001.File. 
tmp/ber-br-zwangsheiraten-d%20.pdf (besucht am 25.07.2009). 
63
  http://www.ejpd.admin.ch/etc/medialib/data/gesellschaft/gesetzgebung/zwangsheirat.Par.0004.Fi-
le.tmp/ve-ber-d.pdf (besucht am 25.07.2009). 
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Abb. 6: Berichterstattung Zwangsheirat 1993-2000. 
Quelle: Eigene Darstellung.  
Auf einer Gesamtzahl von 296 einschlägigen Artikeln sind das lediglich 3%. Bei die-
sen Fundstellen handelt es sich fast ausschliesslich um Auslandsberichte, welche ent-
weder das Thema der Zwangsheirat als zentralen Inhalt haben oder sich mit der Stel-
lung der Frau in aussereuropäischen Gesellschaften befassen. Zwei Berichte handeln 
von Zwangsheirat als Asylgrund für in die Schweiz geflohene Frauen (hierbei wird in 
selbstrecherchierten Beiträgen die Biographie von Betroffenen geschildert). Zwei 
Resonanzen verursacht das Erscheinen des Buches von Walter Kälin „Grundrechte 
im Kulturkonflikt“ im Jahr 2000. Der TA und die Woz bringen dazu Rezensionen 
heraus, ersterer auch ein längeres Interview mit dem Autor. Beide Berichte erwähnen 
die Zwangsheirat als mögliches Integrationsproblem bzw. Menschenrechtsverletzung 
im Zusammenhang mit Migration in der Schweiz. Bei Kälins Buch handelt es sich 
um ein Beispiel für juristische Kommunikation, die zu Anschlusskommunikation in 
den Medien führt.  
b. Ab dem Jahr 2001 
Ab 2001 steigen die Zahlen der Berichterstattung stark an (Abb. 7). Diese Zunahme 
findet bereits vor dem Hauptmedienereignis des Jahres, den terroristischen Anschlä-
gen vom 11. September in den USA statt. In diesem Jahr generieren die Verurteilung 
eines türkischen Staatsbürgers in Affoltern am Albis (Kanton Zürich), der seine 
Schwester zu ermorden versucht hat, nachdem diese eine Zwangsehe abgelehnt hatte 
(Prozessberichterstattung in der NZZ)64 und zudem eine Aktion von Amnesty Inter-
                                                 
64
  Vgl. dazu hinten die Erwähnung in der späteren Parlamentsdebatte, Fn. 59 und 72 (Fundstelle).  
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national zum Frauenwelttag vermehrt Berichterstattung (AZ, Woz). Interessant ist 
dabei, dass im Prozess zum Fall in Affoltern auch ein „ethnologisches Gutachten“ 
Eingang findet, das in der Berichterstattung der NZZ prominent erwähnt wird: Darin 
wird die Ursache für das versuchte Verbrechen im als rückständig beschriebenen 
„traditionell-bäuerlichen“ Milieu von Südostanatolien geortet, woher Opfer und Täter 
stammen.65 Ende 2001 erscheint dann auch der erste Artikel, der die Thematisie-
rungsverknüpfung „Islam und Zwangsehe“ ins Zentrum stellt.66 In einer früheren Be-
richterstattung, die vor allem Zwangsheiraten in Indien zum Gegenstand hatte, sind 
eher Aspekte der „Tradition“ und der „Kultur“ in den Mittelpunkt gestellt worden 
(obwohl der Übergang fliessend ist).67  
Methodologisch bleibt zu erwähnen, dass die Zunahme der Berichterstattung ab 2001 
(bzw. bereits ab 2000) nicht mit der Zahl der Archivbestände erklärt werden kann. 
Die Medien NZZ, TA, Blick, SoZ, SoBli und AZ, die z.B. im Jahre 2001 über zwei 
Drittel der Artikel generieren, sind bereits in den 90-er Jahren in den Beständen zu 
finden. Das Thema war also entweder tatsächlich nicht präsent, oder dann nur über 
eine inhaltliche Meta-Ebene, die nicht oder nur sehr schwer über eine Swissdox-
Recherche erschlossen werden kann.  
  
Abb. 7: Berichterstattung Zwangsheirat 2001. 
Quelle: Eigene Darstellung.  
                                                 
65
  NZZ vom 28.09.2001, Nr. 225, 51.  
66
  NZZ vom 24.11.2001, Nr. 274, 93. 
67
  Vgl. dazu z.B. Weltwoche vom 09.08.2001, Nr. 32, 25, mit einem Hinweis auf einen indischen 
Film über Zwangsheirat; NZZ vom 01.06.2001, Nr. 125, 67, ebenfalls über indische Filmkunst; 
Weltwoche vom 25.01.2001, Nr. 4, 5, über die Situation der Frauen in Asien im Allgemeinen. In 
all diesen Artikeln findet Religion kaum als Erklärungsmuster Platz.  
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Für die Jahre 2002 bis 2004 ist keine Zunahme der Zahlen festzustellen: Die Summe 
der Berichterstattung bleibt bei zehn Nennungen pro Jahr stabil. Bei den behandelten 
Unterthematiken stechen wiederum Kritiken bzw. Berichte über einen Film hervor 
(„Chaos“ von Coline Serreau), der die Situation von muslimischen Mädchen aus dem 
Maghreb in Frankreich schildert und drei Nennungen generiert.68 Daneben bilden 
Berichte aus dem Ausland einen anderen Schwerpunkt, wobei Zwangsheiratsprakti-
ken in China, Indien, Afghanistan, Pakistan und Nigeria geschildert werden.69 Hier 
wird von den Journalisten meist ein „biographischer“ Zugang gewählt: Einzelschick-
sale (Opfergeschichten) der Betroffenen werden beschrieben und kulturelle und his-
torische Zusatzinformationen geliefert. Die rechtliche Situation in den Ländern wird 
meist nicht erwähnt. Ab 2003 sind vermehrt Berichte aus Europa vorzufinden. Dabei 
macht ein Artikel aus Dänemark den Anfang: Im neuen Ausländerrecht werden 
Massnahmen gegen Zwangsheiraten eingeführt.70 Daneben erscheinen im gleichen 
Jahr Beiträge über Zwangsehen im Migrantenmilieu aus Frankreich, Rumänien und 
den Niederlanden.71 Von den 2003 erschienen zehn Artikeln zum Thema befassen 
sich sechs mit Fällen aus Europa. Im Jahre 2002 war es nur einer (die Filmkritiken zu 
„Chaos“ ausgeschlossen). Dass in dieser Periode eine eigentliche Konzentration der 
Berichterstattung auf Europa zu beobachten ist, zeigt auch die Analyse der Inhalte 
der Berichte des Jahres 2004: Von zehn in diesem Jahr erschienen Berichten befassen 
sich nun sogar bereits neun mit der Situation in Europa. Das kann einerseits mit der 
Berichterstattung über einen „Ehrenmord“ im Kanton Bern,72 andererseits mit der 
Ermordung des niederländischen Filmemachers Theo van Gogh73 und mit einer nun 
generell aufflackernden „Islam-Debatte“ erklärt werden. So stellt z.B. der Blick die 
Frage: „Allahs Töchter in der Schweiz – Werden sie öfter verprügelt?“74 Emblema-
tisch sind hier auch ein grosser NZZ-Bericht über die mediale Darstellung der „mul-
tikulturellen Gesellschaft“ in Europa75 und der Beginn des Gesetzgebungsverfahrens 
i.S. Zwangsheiraten in der Schweiz.76 
                                                 
68
  Vgl. dazu TA vom 10.06.2002, 50; NZZ vom 07.06.2001, Nr. 129, 64; AZ vom 04.07.2002, 1 
(Kulturbund). Auch hier findet in der Medienberichterstattung eine Erwähnung der Religion statt. 
Interessant ist die Berichterstattung auch, weil mehrmals darauf hingewiesen wird, dass Zwangs-
heiraten auch in Europa stattfinden. 
69
  Letzteres im Zusammenhang mit der Einführung der „Scharia“ im Norden Nigerias, vgl. dazu 
NZZ vom 12.10.2002, Nr. 237, 70.  
70
  NZZ vom 16.08.2003, Nr. 188, 3.  
71
  Vgl. zu letzterem Weltwoche vom 18.12.2003, Nr. 51, 67, zur erstmaligen Erwähnung der nieder-
ländischen Politikerin Ayaan Hirsi Ali und ihrer Kritik an den islamischen Fundamentalismus. 
Ali wird in den nächsten Jahren wiederholt zum „Medienereignis“ werden.  
72
  Weltwoche vom 01.07.2004, Nr. 27, 43.  
73
  NZZ vom 26.11.04, Nr. 277, 61 und NZZaS vom 21.11.2004, Nr. 47, 9, wiederum im Zusam-
menhang mit Ayaan Hirsi Ali.  
74
  Blick vom 19.11.2004, Nr. 271, A6. Hierbei handelt es sich, wie im Artikel selbst erwähnt, um 
eine kurz vorher erschiene Titelgeschichte im deutschen Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“.  
75
  Ein umfangreicher Artikel in der Beilage „Medien und Informatik“ der NZZ vom 26.11.2004, Nr. 
277, 61. Dieser Bericht im Qualitätsmedium NZZ stellt eines der artikuliertesten Beispiele refle-





Abb. 8: Berichterstattung Zwangsheirat 2002, 2004.77 
Quelle: Eigene Darstellung 
Im Jahr 2005 ändert sich das Datenmaterial zahlenmässig grundlegend. Das Bericht-
erstattungsthema „Zwangsheirat“ explodiert im untersuchten Mediensample förm-
lich, und es sind 54 Artikeln zu finden. Die Darstellung der Berichterstattungsfre-
quenz in der Zeitachse (Abb. 9) lässt auf den ersten Blick drei Medienereignisse zum 
Thema erkennen: Ein erster Höhepunkt ereignet sich im Monat März mit acht Arti-
keln, ein anderer im Monat Juli mit sieben und schliesslich ein weiterer, der im Sep-
tember anfängt und innerhalb von drei Monaten ausklingt. Im März findet der „Reut-
                                                                                                                                                      
 
xiver intramedialer Berichterstattung zum Thema dar. Eine Fortsetzung dieser Auseinanderset-
zung findet sich (durch den gleichen Autor) in der NZZ vom 27.05.2005, Nr. 121, 63.  
76
  NZZaS vom 28.11.2004, Nr. 48, 15. Vgl. dazu hinten die Tabelle Abb. 5: Ende 2004 findet im 
Nationalrat die Debatte um die Anfrage von Nationalrat Boris Banga statt.  
77
  Aus Platzgründen muss auf die Darstellung des Jahres 2003 verzichtet werden. Es entspricht mit 
zehn Treffern den dargestellten Jahren.  
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linger Fall“ statt, bei dem ein Mädchen von einer Internetbekanntschaft und ihrer 
Verwandtschaft zu einer Heirat genötigt werden soll. Bei den anderen Artikeln han-
delt es sich um verschiedene, biographische Berichte über Opfer von Zwangsheiraten 
in der Schweiz und Deutschland. Die Berichterstattung geht hier weiter in der Ver-
schiebung der Perspektive von der Auslands- (vor allem mittlerer Osten) zur Inlands- 
und Europakorrespondenz. Besonders auch der „Fall Sürücü“, bei dem eine Berliner 
Kurdin durch ihre Brüder wegen der Ablehnung einer Zwangsheirat umgebracht 
wurde, findet in den Schweizer Leitmedien breite Resonanz und führt zu weiterer 
Berichterstattung über das Phänomen.78 Auch werden Gesetzgebungsprozesse gegen 
Zwangsheirat im restlichen Europa rezipiert (so z.B. in Grossbritannien).79 Ebenfalls 
treten Frauenorganisationen vermehrt an die Öffentlichkeit und generieren Kommu-
nikation über Zwangsehen: Dies z.B. innerhalb einer konvergenten Berichterstattung 
zwischen Thematisierungsebenen von Recht, Politik und biographischen Elementen 
von Betroffenen.80 Ein anderer sehr machtvoller Resonanzgenerator ist die entste-
hende Debatte um einen Gesetzesartikel (vgl. hinten II.A.2.). Ein ebenfalls konver-
genter Bericht, der auf die Bereiche Recht und Politik zentriert und deshalb für diese 
Arbeit besonders interessant ist, titelte „Zwangsheiraten sind mit dem Gesetz nicht zu 
verhindern“.81 Besonderer Fokus wird hier auf die Tatsache gelegt, dass das Recht-
system sich bis zu diesem Zeitpunkt als unfähig erwiesen hat, auch nur einen Prozess 
wegen Zwangsheirat vor Gericht zu bringen: Angesichts der Tatsache, dass Polizei 
und Gerichte beim Vollzug offenbar bereits heute versagen würden, wären neue Ge-
setze, die wiederum vom Rechtsstab implementiert werden müssten, wohl ebenfalls 
ergebnislos. Hier operiert die Berichterstattung bis zu einem gewissen Grad mit 
Skandalisierungsmethoden (Versagen der Justizbehörden). Dies gerade auch in einem 
Jahr, in dem die im Steigen begriffene Dunkelziffer von durch Zwangsheirat betrof-
fenen Mädchen erstmals wahrgenommen wird.82 Hier sei nur kurz erwähnt, dass sich 
das Recht im Allgemeinen und das positive Recht im Speziellen besonders gut eig-
                                                 
78
  Auf personalisierte, biographische Weise besonders durch den TA, am 07.03.2005, 8; am 
08.03.2005, 12, (in einem Interview mit Alice Schwarzer zum internationalen Frauentag); und am 
24.03.2005, 57, mit einem Porträt über eine in der Schweiz lebenden albanischen jungen Frau, 
die sich vor ihrer Familie verstecken muss.  
79
  Der grösste Bericht dazu findet sich in der NZZ vom 29.01.2005, Nr. 24, 19.  
80
  So in einem grossen Front-Artikel in der NZZaS vom 01.05.2005, Nr. 18, 1 und 28. 
81
  NZZaS vom 25.09.2005, Nr. 39, 17. Das Votum von Ständerätin Erika Forster wird hier erwähnt 
(Amtl. Bull. SR 2005, S. 319). Vgl. dazu auch Abb. 5 mit den Regulierungsaktivitäten. Im Jahre 
2005 findet sich ebenfalls eine Steigerung der Regulierungsaktivitäten.  
82
  Vgl. dazu der eigenrecherchierte Beitrag der AZ vom 09.08.2005, a.o.O. Ebenso der grosse Be-
richt der NZZaS vom 01.05.2005, Nr. 18, 28 (mit Hinweis auf der Zeitungsfront), der die Debatte 
um die Anfrage von Boris Banga (Nr. 04.1181) mit der Berichterstattung über die Bemühen des 
Europarates gegen Zwangsheiraten in Europa kombiniert. 
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nen, Uneinigkeit und damit in letzter Konsequenz Skandalisierung83 zu produzieren 
und darzustellen.84  
  
Abb. 9: Berichterstattung Zwangsheirat 2005. 
Quelle: Eigene Darstellung. 
Für den Monat Juli kann die leichte Zunahme mit dem „Grencher Fall“ erklärt wer-
den: Vier Medienereignisse behandeln den Justizfall eines kosovarischen Knaben 
und seiner Schwester, die ihren Onkel erstochen haben. In einem Zeitpunkt der medi-
al stark rezipierten Strafuntersuchung wurde eine mögliche Zwangsverheiratung als 
Motiv angenommen, später aber wieder relativiert. Im September 2005 generiert die 
Verleihung des Geschwister-Scholl-Preises an die deutsche Soziologin und Frauen-
rechtlerin Necla Kelek drei Artikel. Daneben entstehen in diesem Monat regelmäßig 
Berichte über in Buchform erscheinende Autobiographien von selbst betroffenen in 
Europa lebenden Migrantinnen (Deutschland, Niederlande, Frankreich); dabei wer-
den auch Expertinnen wie Kelek zu Wort gelassen.85 Die Berichterstattung flimmert 
hier zwischen biographischen Elementen, die Betroffenheit auslösen sollen, einfa-
chen Erklärungsmustern (Schuld ist z.B. „der Islam“) und komplexen Lösungsvor-
schlägen, die zeigen, dass das Problem nicht auf einen einfachen, monokausalen 
Nenner (Religion) zurückzuführen ist. 
Weiter ist beachtenswert, dass der (Schweizer) Gesetzgebungsprozess zum etablier-
ten Resonanzgenerator avanciert. Im Jahr 2005 können acht Artikel direkt auf ihn 
zurückgeführt werden. Es ist auch anzunehmen, dass die einsetzende Debatte im Par-
                                                 
83
  LUHMANN, Massenmedien, 61.  
84
  WALDRON, Law, 69 ff. Zum „Nachrichtenwert“ (und damit implizit zum Gatekeeping-Phänomen) 
allgemein ERICSON/BARANEK/CHAN, Deviance, 139 ff. und CLINTON TERRY, Gatekeeping, 31 ff.  
85
  TA vom 21.09.2005, 12, mit dem Titel „Musliminnen proben den Aufstand“.  
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lament als Katalysator für die ganze Zwangsheirat-Berichterstattung verstanden wer-
den kann.86 
Im Jahr 2006 kommt mit 70 Artikeln zum Thema der quantitative Höhepunkt an Me-
dienberichterstattung zustande. Über die Monate weist die Artikelmenge eine recht 
konstante Frequenz auf, mit einem relativen Tief im Januar und den Monaten Juni, 
Juli und November. Neben den nun regelmässigen Thematisierungen der Zwangsehe 
als Teilaspekt z.B. der Integrationsdebatte in Europa (besonders auffällig sind hier 
die Schilderungen aus Deutschland über dort ansässige Türken und ihrer Integrati-
onsprobleme),87 erhält die CVP durch das Verfassen und Publizieren ihres sog. 
„Muslimpapiers“ ebenfalls einige Nennungen.88 Ebenfalls Nennungen generieren 
Besprechungen neu erschienener Bücher89 und die Urteilsverkündung im Berliner 
„Fall Sürücü“, bei dem der Auslöser eine abgelehnte Zwangsheirat war.90 Im Mai 
beginnt eines der Haupt-Medienereignisse dieses Jahres i.S. Zwangsheirat, der „St. 
Galler Fall“, bei dem ein türkischer Imam und sein Schwiegersohn ausgewiesen wer-
den, weil sie eine Tochter des Mannes im Falle einer Scheidung mit dem Tod bedroht 
hätten.91 Im Monat darauf erscheint die Nachricht, dass im Mädchenhaus Zürich im 
Jahre 2005 fünf Mädchen wegen einer angedrohten Zwangsheirat Schutz gesucht 
haben.92  
                                                 
86
  Vgl. dazu auch NZZ vom 20.03.2005, Nr. 58, 13, in dem das Thema mit demjenigen der Mäd-
chen-Vaginalbeschneidung verbunden und so noch potenziert wird. Zur zeitlichen Verzögerung 
in der Beeinflussung des Mediensystems vgl. die Tabelle der zeitlichen Darstellung der Regulie-
rungsaktivitäten, Abb. 5 und vorne III.  
87
  Vgl. statt vieler NZZaS vom 22.01.2006, Nr. 4, 4; NZZ vom 25.02.2006, Nr. 47, 3; NZZ vom 
18.03.2006, Nr. 65, 3; TA vom 04.03.2006, 9. 
88
  AZ vom 20.02.2006, A.o.O.; SoBli vom 29.02.2006, Nr. 8, A8; NZZ vom 04.03.2006, Nr. 53, 16.  
89
  Von Necla Kelek und Seyran Ates, letztere ist eine Anwältin aus Deutschland, die ebenfalls ge-
gen Zwangsheiraten kämpft; diese zwei Bücher generieren sechs Nennungen.  
90
  TA vom 19.04.2006, 6; NZZ vom 15.04.2006, Nr. 88, 21.  
91
  Dieser „St. Galler Fall“ verursachte innerhalb eines Monats allein sechs Treffer. Nur die Nen-
nungen in Artikeln im Zusammenhang mit Ayaan Hirsi Ali waren in der gleichen Periode zahlrei-
cher (sieben Treffer).  
92
  AZ vom 13.06.2006,  a.o.O. 
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Abb. 10: Berichterstattung Zwangsheirat 2006. 
Quelle: Eigene Darstellung.  
Ohne alle Thematiken einzeln auflisten zu wollen, fällt auf, dass der Inhalt der Me-
dienberichte, die zur Nennung des Phänomens führen, sehr heterogen ist. Das reicht 
von biographischen Opfergeschichten oder klassischer Gerichtsberichterstattung bis 
zu politischer Auslandskorrespondenz, wie im Fall der niederländischen Abgeordne-
ten Ayaan Hirsi Ali. Diese Beobachtung zeigt, dass sich der grosse Anstieg der Zahl 
der Berichte nicht auf einzelne „Hyper-Medienereignisse“ (allein) zurückführen lässt. 
Das Thema Zwangsheirat hat innerhalb weniger Jahre eine Prominenz und Universa-
lität erreicht, die Treffer in den verschiedensten Berichterstattungssparten ermöglicht. 
Besonders gut ist dies auch am Verhältnis der Artikel abzulesen, die das Thema von 
aussereuropäischer, europäischer oder schweizerischer Perspektive her ausleuchten 
(vgl. dazu vorne II.A.3.c.). Das Gesetzgebungsverfahren generiert wiederum promi-
nente Berichterstattung, besonders in Kombination mit Opfergeschichten.93 
Das Jahr 2007 zeigt mit 47 Nennungen eine geringere Summe, aber ähnlich hetero-
gene Nennungen. Der „St. Galler Fall“ bleibt eine konstante Quelle von Nennungen, 
ähnlich wie die Berichte über die Gesetzesentwicklung;94 ebenso eine gross angeleg-
te, selbstrecherchierte Titelgeschichte mit Schwerpunkt in der Schweizer Integrati-
onsdebatte durch das Magazin des TA.95  
                                                 
93
  TA vom 12.09.2006, 15, mit Fronthinweis. Hier finden die Voten der Nationalräte Vermot-
Mangold und Banga, Amt. Bull. NR 2550, S. 1254 f. sowie eine Opferstudie von Terres des 
Femmes Eingang. 
94
  So z.B. die Überweisung der Motion von Ständerätin Heberlein im März (vier Nennungen); oder 
der Bericht des Bundesrates zu den Zwangsheiraten im November (ebenfalls vier Nennungen). 
Vgl. dazu hinten II.A.2. 
95
  TA-Magazin vom 16.06.2007, Nr. 24, 14 ff. Dieser Bericht wird in den Experteninterviews mehr-
fach erwähnt, vgl. dazu vorne.  
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Abb. 11: Berichterstattung Zwangsheirat 2007. 
Quelle: Eigene Darstellung.  
Die Nationalratswahlen, die im Jahre 2007 stattgefunden haben, dienten den politi-
schen Parteien zu Stellungnahmen bzw. Kommunikation über Zwangsheiraten.96 Im 
Zusammenhang mit dem „St. Galler Fall“ ist ebenfalls festzustellen, dass die zustän-
dige kantonale Justizdirektorin Karin Keller-Suter durch die Berichterstattung selbst 
bereits zu einem „personalisierten“ Medienereignis avanciert ist.97 Die Annahme der 
Motion Nr. 06.3658 am 21.03.2007 im Ständerat findet ebenso Erwähnung98 wie die 
Publikation durch den Bundesrat des Berichtes über die Zwangsheiraten vom No-
vember 2007.99  
Im folgenden Jahr 2008 bleiben die Gesamtzahlen der Berichterstattung stabil (49 
Medienberichte), im Monatsvergleich ist aber ein starkes Ausschlagen im März zu 
verzeichnen. Das ist auf eine überraschende Wende im „St. Galler Fall“ zurückzufüh-
ren: Das Bundesgericht entscheidet sich nämlich dafür, dem ausgewiesenen Vater die 
Einreise in die Schweiz wieder zu gestatten.100 Dieses Gerichtsurteil wird in den Me-
dienberichten mehrheitlich negativ und als Verhöhnung des Opfers (der Tochter) be-
wertet.101 Im folgenden Monat alimentiert die Nachricht der mit acht Jahren verheira-
                                                 
96
  Vgl. statt vieler AZ vom 28.08.2007, 17; AZ vom 30.08.2007, 44; AZ vom 03.09.2007, 4 (immer 
im Zusammenhang mit der Debatte um fehlende Ausländerintegration).  
97
  Vgl. dazu ein von ihr verfasster Essay in der NZZaS vom 25.11.2007, Nr. 47, 23 und SoZ vom 
23.12.2007, Nr. 51, 17, mit dem aussagekräftigen Titel „Die Aufsteiger des Jahres 2007“: „Karin 
Keller-Suter […] kämpft als St. Galler Polizei- und Justizdirektorin für Ruhe und Ordnung. […] 
[H]artnäckig setzt sie sich aber auch gegen häusliche Gewalt und Zwangsehen ein.“  
98
  Dazu finden drei Medienberichte im März statt.  
99
  Dieser verursacht vier Medienberichte im Monat November. 
100
  BGE 134 II 1 ff.  
101
  Vgl. statt vieler AZ vom 11.03.2008, 5; Blick vom 12.03.2008, A14 („Wo leben wir eigent-
lich?“). Gerade Gerichtsurteile mit ihrer „performativen“ Qualität stellen für Medien und Publi-
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teten Jemenitin Nujud Nasser die Zeitungsmeldungen, bevor dann erst wieder im Juni 
die Berichterstattung über die Gesetzgebung fortgesetzt wird.102 Weiter gibt es Nach-
riten über „den Islam“ bzw. damit verbundene Integrationsprobleme in Europa ansäs-
siger Migranten,103 ebenso die Annahme der (modifizierten) Motion Heberlein im 
März und Juni in National- bzw. Ständerat.104 
  
Abb. 12: Berichterstattung Zwangsheirat 2008. 
Quelle: Eigene Darstellung. 
Ende Jahr verursacht der Start der Vernehmlassung durch den Bundesrat (November 
2008) bereits nach kurzer Reaktionszeit mehrere Medienberichte.105 Ab Januar 2009 
generieren dann auch die Vernehmlassungsantworten der Adressaten entsprechende 
Zeitungsartikel.  
                                                                                                                                                      
 
kum ein eigentliches „ästhetisches“ Ereignis (LUHMANN würde wohl von einem medialen „Ob-
jekt“ reden, Massenmedien, 178) dar, das Aufmerksamkeit bündelt, vgl. dazu MERSCH, Ereignis 
und Aura, 55 und die dortige Erwähnung des „Ge-Setzes“, 289. 
102
  NZZ vom 03.06.2008, Nr. 127, 17.  
103
  Z.B. TA vom 34.05.2008, 49, „Der Mann schlägt, die Muslima schweigt“; Weltwoche vom 
09.10.2008, Nr. 41, 48 ff., „Mauer des Schweigens“; NZZ vom 17.10.2008, Nr. 243, 7, „Die Mo-
schee zwischen den Plattenbauten“.  
104
  Fünf Nennungen.  
105
  Drei Medienberichte über die Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens.  
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Abb. 13: Berichterstattung Zwangsheirat 2009. 
Quelle: Eigene Darstellung.  
Zwischen Februar und April erscheinen im untersuchten Sample fünf Medienberich-
te, die Stellungnahmen zum Vernehmlassungsverfahren beinhalten.106 Der grösste 
Teil der Berichtserstattung wird jedoch im Monat April durch den „Egerkinger Fall“ 
ausgelöst.107 Dabei geht es um die 14-jährige, indischstämmige Schülerin „Naima“, 
die angeblich in den Sommerferien in ihrem Heimatland zwangsverheiratet werden 
soll. Besonders die Zeitungen Sonntag und 20 Minuten bearbeiten diese Nachricht in 
einer Folge mehrer Artikel; nur die NZZ befasst sich nicht mit dieser personalisierten 
Opfergeschichte.108  
c. Berichterstattung nach geographischer Provenienz 
Wie im vorherigen Kapitel bereits erwähnt, ändert sich im Laufe der untersuchten 
Periode die geographische Provenienz der in den Medienberichten erwähnten Inhalte. 
Waren in den früheren Jahren die Zeitungsartikel über Zwangsheirat meist in Berich-
ten aus dem aussereuropäischen Ausland eingebettet, verändert sich das Verhältnis in 
wenigen Jahren zugunsten von Berichterstattung aus dem europäischen bzw. schwei-
zerischen Gesellschaftskontext grundlegend. Das kann anhand der Abb. 14 und 15 
                                                 
106
  Der letzte Artikel erscheint im 20 Minuten vom 14.04.2009, 8 (Zürcher Ausgabe). Zwar ist die 
Vernehmlassungsfrist i.S.v. Art. 7 Abs. 2 VlG im Februar 2009 abgelaufen, im Bericht wird aber 
die Opfergeschichte mit einer Vernehmlassungsantwort verknüpft.  
107
  Bis in den Mai wurden 16 Medienberichte verschiedenster Länge erzeugt.  
108
  Vgl. dazu der selbstreflexive Artikel im Sonntag vom 26.04.2009, 3, „Wer hinterher kommt, der 
kommt zu spät“, in dem die Opfergeschichten gerade im Bereich der Zwangsheiraten folgender-
massen gerechtfertigt werden: „Journalisten haben eine Wächterfunktion. In Naimas Fall hat der 
‚Sonntag’ klar darauf hingewiesen, dass die mögliche Zwangsheirat ‚nur’ eine Drohung sein 
könnte. […] Trotzdem ist es falsch, so lange zu schweigen, bis man hinterher eine vollzogene 
Zwangsheirat vermelden muss.“ 
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drastisch gezeigt werden (die Daten für die Jahre dazwischen bestätigen die graduelle 
Tendenz dieser Entwicklung, aus Platzgründen muss jedoch auf eine Darstellung 
verzichtet werden). Diese Beobachtung kann mit einer Verschiebung der von den 
Medien und der öffentlichen Meinung wahrgenommenen „Bedrohungen“ verschie-
denster Art erklärt werden: War in früheren Jahren die Zwangsheirat ein „exotisches“ 
Phänomen entfernter und rückständiger Länder (Afghanistan, Indien, China), so wird 
sie mit steigenden Migrationsflüssen zur Allegorie des Risikos einer gescheiterten 




Abb.14: Berichterstattung nach geographischer Provenienz 1996–2000. 





                                                 
109
  Wobei das „Fremde“ immer mehr in der eigenen räumlich-physischen Mitte ausfindig gemacht 
wird. Vgl. dazu für die Wichtigkeit von Raumkonstruktionen in der politischen und rechtstheore-
tischen Debatte, ESPOSITO, Virtualisierung und Divination, 33 ff.; ebenso STÖCKMANN, Im rei-
nen Raum, 135 ff.; dass dabei gerade auch migrationspolitische Diskurse durch Medienberichte 
katalysiert werden, scheint besonders auch beim Thema „Zwangsheirat“ zuzutreffen, vgl. JAR-
REN, Gesellschaftliche Integration, 22 ff.; ebenso (aus theoretischer Perspektive) MARCIN-
KOWSKI, Massenmedien und Integration, 110 ff. In den Medien potenzieren neo-konservative 
Analysen von diffus wahrgenommenen Integrationsproblemen klassische Mechanismen von Kri-
minalitäts-Berichterstattung: Vgl. dazu LUFT, Abschied von Multikulti (und die darin geäusserte 
„neo-konservative“ Leseart von Medienereignissen), 19 ff.; ferner für die mediale Darstellung 
von Devianz, Täterprofilen und gefühlter Bedrohungslage in den USA, SHELEY/ASHKINS, Crime 
News, 133 ff.  




Abb. 15: Berichterstattung nach geographischer Provenienz 2009. 
Quelle: Eigene Darstellung. 
B. Interviews 
1. Fragekatalog und Rücklauf 
Die den 15 Experten110 gestellten Einführungsfragen sollen Informationen über den 
Medienkonsum, das Alter, die Ausbildung, die Rolle im Gesetzgebungsverfahren 
über die Zwangsheirat und die persönliche Einschätzung über das Vernehmlassungs-
verfahren der befragten Person geben.111 Dabei wurde, wenn immer möglich, die 
Form des (teilweise standardisierten)112 Intensivinterviews gewählt, wobei aber die 
Experten darum gebeten wurden, spontane Bemerkungen und Gedankengänge ein-
fliessen zu lassen; es wurde also kein starrer Frageparcours eingehalten und die Ge-
spräche wurden, wenn machbar (vier Fälle)113 mit einem Audiogerät aufgenommen 
und transkribiert.114 Der Rücklauf der Fragebogen bzw. die Zusagen zu Interviews 
betrugen ca. 80%.115 Befragt wurden Politiker, Journalisten, Verwaltungsakteure und 
                                                 
110
  Aus Gründen der Anonymisierung werden das Geschlecht, das Alter und der genaue Beruf der 
Antwortenden nicht spezifiziert.  
111
  Zum Design des Fragebogens vgl. BROSIUS/KOSCHEL/HAAS, Kommunikationsforschung, 135; 
HELFFERICH, Daten, 147 ff.; KIRCHHOFF/KUHNT/LIPP/SCHLAWIN, Fragebogen, 19 ff. und vorne 
Kapitel I.B. zur Methodik der vorliegenden Analyse. 
112
  DE LEEUW, Standardized Interviews, 313 ff.  
113
 Es versteht sich damit von selbst, dass kein Anspruch auf „Signifikanz“ bzw. Re- 
präsentativität des Interview-Sample erhoben wird, vgl. dazu WRENCH/THOMAS-
MADDOX/RICHMOND/MCCROSKEY, Research Methods, 313 ff. und der damit einhergehende 
Verzicht auf einen Chi-Quadrat-Test χ². 
114
 REHBINDER, Rechtssoziologie, 71 ff. Bei diesen bewusst ausgewählten Interviewpartner handelt 
es sich auch nicht um eine „Zufallsstichprobe“, BROSIUS/KOSCHEL/HAAS, Kommunikationsfor-
schung, 75; die Methodik entspricht einem bewussten Auswahlverfahren, ebenda, 83 ff. 
115
  Dieser hohe Wert kann auf den absolut geringen Wert von 15 Interviews und der damit mögli-
chen intensiven Betreuung der einzelnen Experten erklärt werden; vgl. zum ganzen Abschnitt 
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Mitglieder des Justizstabes. Anhand der Aussagen der Experten soll ermittelt werden, 
wie und ob sich die Beeinflussung zwischen den verschiedenen Systemen (Recht, 
Politik, Massenmedien) im vorliegenden Untersuchungsobjekt verwirklicht.  
2. Auswertung Interviews 
Eine Frage betraf den Medienkonsum der Interviewten. Alle Antwortenden gaben an, 
die NZZ abonniert zu haben oder zumindest täglich zu lesen, abgesehen von zwei 
nicht-deutschsprachigen Interviewten, die keine Deutschschweizer Zeitung lesen. 
Alle im Mediensample vertretenen Zeitungen werden aktuell von mindestens einem 
Experten regelmässig gelesen, mit Ausnahme der Woz. Je jünger der Interviewte, 
desto wahrscheinlicher liest er das Gratisblatt 20 Minuten.  
Fast alle Experten gaben an, sie seien entweder mit der Berichterstattung oder mit der 
Kommunikation der Politiker im Bereich der Zwangsehen unzufrieden (zwölf). Jour-
nalisten orten in ihren Aussagen bei den Politikern fehlende Motivation für eine neue 
Gesetzgebung und generell ein mangelndes Problembewusstsein: „Ich glaube, das 
Thema [Zwangsheirat] war für viele Politiker zu wenig populär, als dass sie sich da-
mit hätten profilieren können. Zwangsheirat ist in unserer Gesellschaft kein Thema. 
Denn betroffen sind ja ‚nur’ gewisse Ausländer und nicht Schweizer. Deswegen habe 
ich die Erfahrung gemacht, dass zwar alle Politiker Zwangsheirat verbal verurteilten. 
Aber schliesslich fehlte vielen die Motivation, tatsächlich etwas zu unternehmen. 
Unangenehm war das Thema [aber] niemandem. Es war für viele schlicht und ein-
fach neues, unbekanntes Terrain, weshalb viele damit überfordert waren.“  
Journalisten gaben ebenfalls an, besonders an Einzelfall- bzw. Opfergeschichten inte-
ressiert zu sein. Ein Journalist, der sich regelmässig mit Opfergeschichten im Bereich 
der Zwangsehen auseinandersetzte, schildert es folgendermassen: „Für uns Journalis-
ten war [die Opfergeschichte] eine gute Story – eine David-Goliath-Geschichte sozu-
sagen. Auf der einen Seite [das Opfer], das dem Willen der Eltern hilflos ausgeliefert 
ist. Auf der anderen Seite die untätigen Politiker und die überforderten Behörden 
[…]. [D]er Bund z.B., der dem in der Schweiz lebendem [Opfer] keine Hilfe bietet, 
die fehlenden gesetzlichen Grundlagen. Kurz und gut: Der grosse, böse Staat lässt 
[das Opfer] im Stich. Eine solche Geschichte ist für Journalisten ein gefundenes 
Fressen. Das Schönste aber war, dass ich auch als Mensch persönlich 100% hinter 
dieser Geschichte stehen konnte. Für Journalisten nicht immer eine Selbstverständ-
lichkeit.“ 
                                                                                                                                                      
 
auch MERTON/KENDALL, Focused Interview, besonders die darin eingeführte „Interview Gui-
de“, 3 ff.  
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Ein anderer Journalist sah seine Gatekeeping-Funktion116 anders; auf die Frage, ob er 
es als schwierig empfunden hat, Politiker für Äusserungen über das Thema Zwangs-
heirat zu gewinnen, antwortete er: „Lange Zeit war es [das Thema der Zwangsheirat] 
tatsächlich tabuisiert. Es gab eine Reihe von Experten, die durchaus davon wussten, 
es aber lieber verschwiegen, um der SVP keine politische Munition zu liefern. In den 
letzten Jahren ist die Diskussion darüber aber offener geworden, weil die Linke 
weiss, dass Totschweigen kein taugliches Rezept gegen die SVP-Politik ist.“ Diese 
Aussage erstaunt insofern, als es in der Tabelle über die Regulierungsaktivitäten er-
sichtlich ist (vgl. II.A.2.), dass die Vertreter der SVP nie als Impulsgeber im Gesetz-
gebungsverfahren aufgetreten sind, sondern immer Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier anderer Fraktionen federführend waren (vor allem FDP, SP). 
Die gegenteilige Beschuldigung, dass die Medien das Thema der Zwangsheirat „tot-
schweigen“ würden, geht aber auch von den Politikern aus. Auf die Frage, ob er mit 
der Quantität und Qualität der Medienberichterstattung zufrieden sei, meint ein Poli-
tiker, das Thema komme nicht genug in den Medien zur Geltung und fügt verärgert 
hinzu: „[Ich bin] gar nicht zufrieden. Das liegt doch auf der Hand!“ Zwei andere Po-
litiker meinten dazu ergänzend: „Ich habe in diesem TA-Magazin [die Titelgeschich-
te vom 16.06.2007, Nr. 24, 14 ff.] von diesen grossen Fallzahlen gelesen […] So ge-
sehen gibt es eigentlich sehr wenige Artikel darüber. Zwangsheiraten kommen wenig 
zur Geltung in der Öffentlichkeit. […] Ich denke, früher war [das Schweigen über 
das Thema] noch viel ausgeprägter.“ Und: „Das Problem ist nicht das ‚Wieviel’ an 
Berichterstattung, sondern das ‚Wie’. Die Qualität der Artikel ist schlecht […]. [Man 
findet darin] immer diese Personalisierung und diese Skandalisierung.“ 
Ein Journalist meinte zur Erscheinungsfrequenz, erst ab 2005 sei wohl vermehrt über 
Zwangsehen berichtet worden. Eine Aussage, die sich mit der im Kapitel II.A.3.b. 
gemachten Beobachtung deckt, dass sich zwischen 2004 und 2005 die jährliche Be-
richterstattung im untersuchten Mediensample von zehn auf 54 Fällen vervielfachte. 
Ein überraschend grosser Anteil der befragten Politiker gab an, über persönliche Ge-
spräche oder über die behördliche Tätigkeit selbst das erste Mal mit dem Thema kon-
frontiert worden zu sein:„Das erste Mal war, denke ich, als Schulpfleger in meiner 
Gemeinde, wo uns so ein Fall zu Ohren kam.“ Alle Interviewten unter dem Alter von 
35 Jahren gaben Zeitungsberichte als Quelle an, die sie mit dem Phänomen der 
Zwangsheirat erstmals bekannt gemacht hat. Diese Aussagen decken sich mit der 
allgemeinen Wahrnehmung, dass die Medien bis ins Jahre 2000 eine sehr geringe 
Thematisierungsfrequenz vorweisen. Die jüngeren Interviewten machen ebenfalls 
eine gewisse Tabuisierung des Themas ausfindig, wie hier ein Journalist: „Ich kann 
mich nicht erinnern, dass Zwangsheirat von Betroffenen in der Schweiz je gross ein 
Thema war. Es war immer ein ausländisches Problem. [Heute] ist [es] sicher weniger 
                                                 
116
  Vgl. dazu Fn. 86. 
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ein Tabuthema als früher, bleibt aber ein Randthema, weil viele Betroffene schwei-
gen und Aussenstehende keine grosse Lust haben, sich damit auseinanderzusetzen, 
ausser vielleicht NGOs.“ Ein Politiker gab dazu folgende Aussage zu Protokoll, wel-
che diese Aussage bestätigen: „Ja […] es muss halt erst einmal davon gesprochen 
werden. Sobald jemand darüber aus Schweizer Perspektive redet, kann man sich dar-
auf abstützen. Dann wird das ‚Mitmachen’ [einfacher]. Sonst ist es schwieriger.“ 
Diese Beobachtung deckt sich ebenfalls mit den in der Medienresonanzanalyse ge-
machten Wahrnehmungen, dass sich die Medienberichte erst im Laufe der Jahre, 
dann aber deutlich, von der Sparte der Auslandskorrespondenz zum Europa- und In-
landbereich bewegten (vgl. II.A.3.c.); personalisierte, eigenrecherchierte Opferge-
schichten bleiben gleichwohl die Ausnahme. Die Akteure scheinen nun die Verant-
wortung für die von ihnen als unbefriedigend empfundenen Berichterstattungslage 
zum Thema im gegenseitigen Lager orten zu wollen: Die Medienvertreter sagen aus, 
man rede nicht genug über Zwangsheiraten, weil die Politiker darüber nicht mit einer 
gewissen Qualität kommunizieren möchten oder können. Die Politiker empfinden 
ihrerseits, dass die Journalisten kein Interesse am Verfassen von „fundierter“ Be-
richterstattung haben.  
Besonders die Gerichte und der Rechtsstab der Justizbehörden erweisen sich als nicht 
in der Lage, das Mediensystem und die politischen Gesetzgebungsagenten mit Inputs 
zu versorgen. Im Interview gab der leitende Staatsanwalt eines bevölkerungsreichen 
Kantons folgende Erklärung dazu, wieso es in den letzten Jahren zu keinem Prozess 
wegen Zwangsheirat gekommen ist: „[…] Wir haben keine Verfahren gehabt, in wel-
chen konkret die Zwangsheirat Anklagegegenstand bildete. Hingegen war schon in 
mehreren Verfahren (zumeist Delikte in der Ehe wie Vergewaltigung) den Einver-
nahmen (hauptsächlich der Geschädigten) zu entnehmen, dass die Heirat von Ver-
wandten (Onkel, Väter) ‚arrangiert’ war. Es handelte sich um kosovarische Staatsan-
gehörige.“ Ein Richter bestätigt mit seiner Aussage diese Feststellung: „Bei 
Scheidungen erst, dann finden [die betroffenen Frauen] den Mut [zu sprechen]. Dann 
sagen sie z.B., dass sie ihren Mann erst einmal vor der Heirat sahen [und] das Ganze 
der Vater organisiert hatte.“ 
Einer der Hauptgründe für die Nichtbehandlung der Zwangsheiraten (als Form des 
Tatbestandes der Nötigung), könnte in dieser Leseart die Unterscheidung zwischen 
arrangierter Ehe und Zwangsheirat sein bzw. die schwierige oder unmögliche Grenz-
ziehung zwischen „erlaubtem“ Arrangement durch die Familie und Ausübung von 
unerlaubtem (psychologischen) Zwang. Diese Interpretation wird ebenfalls durch die 
Aussagen der Befragten gestützt, die auf die Frage, inwiefern für sie eine Unter-
scheidung zwischen Zwangsheirat und arrangierter Ehe sinnvoll ist, alle die Grenz-
ziehung problematisierten. Dazu die Aussagen eines Richters: „Wo ist die Grenze? 
Physischer Zwang ist eher selten […]. Oft gehört die Zwangsheirat zur Tradition und 
für die Frau ist es normal, dass sie sich in die Situation fügen muss. […] Ich denke, 
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die Frauen getrauen sich gar nicht [Anzeige zu erstatten]. […] Es würde Aufklärung 
und Unterstützung für die betroffenen Mädchen brauchen. Meines Wissens sind vor 
allem Frauen aus einem streng konservativen muslimischen Umfeld die Opfer, meist 
Türkinnen und Kosovarinnen. […] Es gibt auch ökonomische Gründe: [Mit der Hei-
rat] soll dann der Ehemann, der noch im Ausland lebt, eine Aufenthaltsbewilligung 
bekommen. […] [Ob] ein Straftatbestand der Zwangsheirat als lex specialis etwas 
ändern würde, kommt auf die im Gesetz festgelegte Umschreibung des Tatbestandes 
an. Die Bedingungen für die Erfüllung müssten weniger streng sein als bei der un-
spezifischen Nötigung gem. Art. 181 StGB. Der Tatbestand sollte breiter gefasst 
werden, damit man auch psychischen Druck beurteilen kann. […] Wenn der neue 
Spezialtatbestand einfach eine wörtliche Wiederholung des Nötigungstatbestandes 
wäre, bring das natürlich nichts.“ Diese Schwierigkeiten bei der Unterscheidung zwi-
schen arrangierten Heiraten und Zwangsehen stellt auch ein Journalist fest: „Ganz 
ehrlich: Ich kenne den Unterschied nicht. Ich nehme an, die Grenze verläuft sehr 
fliessend. Eine arrangierte Heirat klingt wohl besser als eine erzwungene, kommt 
aber wohl auf das Gleiche heraus.“ Ein Politiker sieht sich mit dem gleichen Problem 
konfrontiert: „Es gibt einen grossen Graubereich […] Arrangierte Heiraten grenzen 
doch häufig bereits, von der Perspektive der Frau zumindest, an Zwangsheiraten. Be-
sonders, wenn die Frau ökonomisch nicht selbständig ist. Die Trennung ist da 
schwierig.“117 
Zur Frage, wie die Rolle der Medien im Vernehmlassungsverfahren war, gab ein Po-
litiker folgende bemerkenswerte Aussage an: „Die Medien werden im Gesetzge-
bungs- und Vernehmlassungsverfahren immer wichtiger. Heute nehmen in gewissen 
Departementen die Verwaltungsbeamte direkt Kontakte zu Medienschaffenden auf 
und informieren sie ‚exklusiv’ über gewisse Punkte von Vorlagen, um so in der öf-
fentlichen Meinung Druck zu erzeugen. In diesem Fall [Zwangsheirat] ist das aber 
nicht passiert.“ In diese Richtung geht auch die Aussage eines im Vernehmlassungs-
verfahren involvierten Adressaten: „Ja, wenn die Vernehmlassungsantwort nicht in 
die Medien kommt, dann weiss ich ehrlich gesagt nicht, inwieweit sie überhaupt Ge-
wicht erlangt. Bei der Auswertung in der Verwaltung und beim Bund, meine ich.  
Aber eigentlich druckten die Medien noch gerne Vernehmlassungsantworten zum 
Thema der Zwangsheiraten ab.“ 
Alle befragten Experten (Medienschaffende, Politiker, sonstige Vernehmlassungsad-
ressaten) gaben jedoch an, im konkreten Fall der Zwangsheirat keinen aktiven Kon-
takt gesucht oder gepflegt zu haben, was auch den gegenseitigen erwähnten „Frustra-
                                                 
117
  Von den Befragten haben zehn eine (zumindest) teilweise juristische Bildung erhalten. Neun 
davon sprachen sich für einen neuen, eigenen Straftatbestand der Zwangsheirat aus. Es kann also 
das Fazit gewagt werden, dass ohne eigenen, weitgefassten spezifischen Straftatbestand der 
Zwangsheirat der Justizstab (Strafverfolgungsbehörden) auch in Zukunft eine Subsumierung in 
den Sachverhalt der Nötigung gem. Art. 181 StGB als dogmatisch schwierig empfinden wird.  
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tionsgrad“ erklären könnte, bei dem die am Verfahren Beteiligten angaben, nicht zu-
frieden zu sein mit der Medienberichterstattung bzw. mit der Aussagebereitschaft der 
Politiker. Sowohl Journalisten als auch Politiker sind sich dann aber einig in der ne-
gativen Bewertung des Rechtsstabes (v.a. Strafverfolgungsbehörden), der es in ihren 
Augen aus unverständlichen Gründen nicht schafft, Prozesse in Fällen von Zwangs-
ehe anzustrengen.  
III. Schlussfolgerungen 
Interessant ist zu beobachten, dass die Medien innerhalb weniger Jahre das Thema 
der Zwangsheirat für sich entdeckt haben. Die Berichterstattungsfrequenz nahm im 
untersuchten Zeitraum stark zu, besonders ab dem Jahr 2005. Die Regulierungsakti-
vitäten, die zum Vernehmlassungsverfahren zum Bundesgesetz über Massnahmen 
gegen Zwangsheiraten führten, fingen schwerpunktmässig im Jahr 2004 an. Hier 
scheint eine Korrelation,118 also eine gegenseitige Beeinflussung des Mediensystems 
und des Legislationsprozesses, wahrscheinlich. Besonders da, wie gezeigt wurde119, 
sowohl Parlamentarier während der nationalrätlichen Debatte Bezug auf Mediener-
eignisse nahmen, als auch Medien heute gerne Politiker als Lieferer von Statements 
und Interviewpartner suchen bzw. die Debatte um die Einführung gesetzlicher Mit-
teln gegen Zwangsheiraten in ihren aktuellen Artikeln einfliessen lassen (wie der  
„Egerkinger Fall“ zeigte, der erst nach Beendigung der Vernehmlassungsfrist den 
Weg in die Presse fand). Fasst man nun, wie hier geschehen, die Kommunikation 
innerhalb des politischen Systems über die Entstehung der gesetzlichen Massnahmen 
als Skript bzw. als strukturelle Koppelung zwischen Politik und Recht auf, so stellt 
man fest, dass in dieser Art und Weise rechtliche Kommunikation in den Schaltkreis 
der (medialen) öffentlichen Meinung Eingang gefunden hat.120 Neben dem Gesetzge-
ber als grossen Generator von Medienereignissen in diesem Feld sind vor allem auch 
Sachliteratur und Arbeiten von Migrantenvereinen und feministischen Gruppen dafür 
verantwortlich, dass über dieses Thema im Mediensample gesprochen wird.  
Was allerdings (überraschenderweise) fast gar nicht stattgefunden hat, ist die Beein-
flussung des Rechtsstabes in der Form der Gerichte und der Strafverfolgungsbehör-
den. So scheint bei den Interviews mit Mitgliedern der Justiz durch, dass keine An-
passung des Rechtssystems in seiner Mikroebene an die von den politischen und 
medialen Akteuren generierte Kommunikation stattfindet: Ein „Reaktionsstress“ der 
                                                 
118
  Es könnte in Anlehnung an RÖSSLER sogar von einer „Symbiose“ der zwei Systeme gesprochen 
werden, Themenlandschaft der Zukunft, 152 f.  
119
  Vgl. Fn. 57. 
120
  Hier kann das Aufbrechen einer sog. Schweigespirale beobachtet werden, vgl. zum Begriff  
JÄCKEL, Medienwirkungen, 230 f. und 235.  
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Justiz, der darauf hinweisen würde, dass in Zukunft vermehrt Gerichtsfälle von 
Zwangsheirat nach dem eigenen Code Recht bzw. Unrecht prozessiert würden, be-
steht (noch) nicht.121 Dies würde sich mit der Einführung eines spezifischen Straftat-
bestandes m.E. grundlegend ändern.122 Es zeigt sich so, dass das System der Massen-
kommunikation alleine keine supra-systemische Steuerungsfunktion für alle anderen 
sozialen Systeme übernehmen kann: Die Tatsache, dass die Medien vermehrt über 
das Thema Zwangsheirat berichteten, hatte nicht zur Folge, dass mehr Fälle vor Ge-
richt gebracht wurden, die dann ihrerseits über die Prozessberichterstattung Medien-
ereignisse produziert hätten.123 Zu Kenntnis zu nehmen ist also, dass sich die Infor-
mationsbeschaffung in den Gerichten und Strafverfolgungsbehörden des juristischen 
Systems grundlegend von denjenigen im strukturell affinen Gesetzgebungsverfahren 
unterscheidet.124 Das Recht weist eine längere Halbwertszeit in der Rezeption von 
Kommunikationsdynamiken auf, die im analysierten Agenda-Setting-Bereich stattfin-
den.125 Im vorliegenden Fall der Zwangsheirat muss der Umweg über den Gesetzge-
ber genommen werden, damit durch positives Recht eine Neukalibrierung von juristi-
scher Kommunikation und Sensibilität erreicht werden kann. Ob aber solch zeitlich 
stark verzögerte Reaktionswege und eine generelle Verschliessung des Rechts vor 
medialen Spill-Over-Effekten gerade auch im Migrationsrecht126 in Zukunft aufrecht 
erhalten werden können, ist zu bezweifeln.127  
 
                                                 
121
  Vgl. zur Entstehung neuer Handlungsroutinen in sozialen Systemen als Folge einer „Überhit-
zung“ politischer und sonstiger Kommunikation (Issues) im Agenda-Setting-Mechanismus, EI-
SENEGGER, Mediengesellschaft, 60, dort vor allem am Beispiel des Wirtschaftssystems.  
122
  Hier würde das positive Recht dann als Mittel für das Social Engineering gegen Zwangsehen 
eingesetzt werden, vgl. dazu REHBINDER, Rechtssoziologie, 43.  
123
  Was zeigt, dass die Dynamik eines Kommunikationsereignisses schwer abzuschätzen ist. Hier 
wäre es interessant, zu untersuchen, ob das Spill-Over-Potential anderer Medienthematiken (z.B. 
die „Autoraserei“, „Pädophilie“) zu einer Änderung von Handlungsroutinen im Rechtssystem 
führte (z.B. Änderung des Ermessensgebrauch oder der Legalprognose im Prozess, weiter die 
Ausschöpfung des jeweiligen Strafrahmens nach oben, etc.); vgl. dazu EISENEGGER, Medienge-
sellschaft, 150. Medienberichte können also nicht als Informationsträger das Rechtssystem mit 
Wissen versorgen, wie dies z.B. das medientechnische Phänomen der „Akten“ tun kann („Quod 
non est in actis non est in mundo“), vgl. dazu VISMANN, Akten, 89 f.  
124
  Vgl. dazu KLÖTI/SCHNEIDER, Informationsbeschaffung, 15 ff. (bes. 19 f. zum „Juristenmono-
pol“) und die dazugehörenden konkreten Fallstudien. Diese Feststellung erstaunt jedoch, wenn 
man bedenkt, dass die meisten interviewten Experten, die am Gesetzgebungsprozess teilgenom-
men haben, ja selbst Juristen sind. Ferner für Nachrichtenkultur im politischen System, ERIC-
SON/BARANEK/CHAN, Control, 172 ff.  
125
  Vgl. dazu Fn. 121.  
126
  Zum „Migranten“ als Allegorie und Symbol für die Gefahren, welche unsere moderne Gesell-
schaft zu bedrohen scheinen, vgl. oben Fn. 108; ferner SIEGERT, Aliens, 192: Das Bild des „in-
tegrationsresistenten“ Ausländers kann ebenso zum Trauma für eine sich öffnende Gesellschaft 
werden, wie dies Bilder von nicht-konvergenten Organismen in Film und Literatur tun.  
127
  Vgl. z.B. zur Bedeutung des Internets als Informations-Amplifikator MARESCH/RÖTZER, Cy-
berhypes, 7 ff.  
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